
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 02 | 2016

Daten für den Monat  
März 2016

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.3.2016
• ESt, KSt = 10.3.2016

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.3.2016
• ESt, KSt = 14.3.2016

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 3/2016 = 29.3.2016

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

12/14 5/15 8/15 12/15
+ 0,2 % + 0,7 % + 0,2 % + 0,3 %

Für alle Steuerpflichtigen

Aufbewahrungspflichten: Diese Unterlagen können 
ab 2016 vernichtet werden

| Im Laufe der Jahre sammeln sich viele Unterlagen an, sodass der Platz knapp 
wird. Es stellt sich somit die Frage, welche betrieblichen und privaten Unterlagen 
ab 2016 nicht mehr aufbewahrungspflichtig sind und vernichtet werden können. 
Antworten liefert u.a. der Bund der Steuerzahler Hessen e.V. |

Betriebliche Unterlagen

Die Aufbewahrungspflichten für be­
triebliche Unterlagen ergeben sich ins­
besondere aus dem Steuer- und dem 
Handelsrecht. Aufbewahrungspflichten 
können sich aber auch aus anderen 
Rechtsgebieten (z.B. dem Sozialver­
sicherungsrecht) ergeben.

In § 147 sieht die Abgabenordnung zwei 
wichtige steuerliche Aufbewahrungs­
fristen vor: 

 • Zehn Jahre lang müssen z.B. In­
ventare, Jahresabschlüsse, Lage­
berichte, Eröffnungsbilanzen und 
Buchungsbelege aufgehoben wer­
den. Gleiches gilt für alle Arbeits­
anweisungen und Organisations­
unterlagen, die diese Belege ver­
ständlich machen und erläutern. 
Folglich können die entsprechen­

den Unterlagen des Jahres 2005 
und früherer Jahre ab 2016 ver­
nichtet werden.

 • Sechs Jahre lang müssen z.B. Han­
dels­ und Geschäftsbriefe sowie 
Unterlagen, die für die Besteue­
rung wichtig sind (z.B. Ein­ und 
Ausfuhrlieferunterlagen, Stunden­
lohnzettel), aufgehoben werden. 
Somit können die Unterlagen des 
Jahres 2009 und früherer Jahre ab 
2016 vernichtet werden.

Der Fristlauf beginnt jeweils mit dem 
Schluss des Jahres, in dem z.B. die 
letzte Eintragung in Geschäftsbücher 
gemacht wurde oder Handels­ und Ge­
schäftsbriefe empfangen bzw. abge­
sandt worden sind.

Vor der Entsorgung ist jedoch zu beach­
ten, dass die Aufbewahrungsfrist nicht 
abläuft, soweit und solange die Unter­

lagen für noch nicht verjährte Steuer-
festsetzungen von Bedeutung sind. 
Das gilt vor allem bei begonnenen 
 Außenprüfungen, vorläufigen Steuer­
festsetzungen, anhängigen steuer­
straf­ oder bußgeldrechtlichen Ermitt­
lungen sowie bei schwebenden oder 
nach einer Außenprüfung zu erwarten­
den Rechtsbehelfsverfahren.



– 2 – Im Februar 2016

PRAXISHINWEIS | Ungeachtet der 
Aufbewahrungspflichten sollten auch 
Unterlagen aufbewahrt werden, die 
dem Nachweis von Anschaffungskos­
ten dienen (z.B. für abnutzbare Wirt­
schaftsgüter wie Immobilien).  

Private Unterlagen

Für Privatbelege besteht grundsätzlich 
keine Aufbewahrungspflicht. Sie wer­
den aber bei der Einkommensteuerver­
anlagung im Rahmen der Mitwirkungs-
pflicht benötigt. Somit sollten die Belege 
bis zum Eintritt der Bestandskraft des 
Steuerbescheids bzw. bis zur Aufhebung 
des Vorbehalts der Nachprüfung aufge­
hoben werden.

Im Privatbereich sind zwei Besonder-
heiten zu beachten:

 • Empfänger von Bau­ und sonstigen 
Leistungen im Zusammenhang mit 

einem Grundstück sind verpflich­
tet, die Rechnung, einen Zahlungs­
beleg oder eine andere beweis­
kräftige Unterlage zwei Jahre auf­
zubewahren. Es sind jedoch auch 
die Gewährleistungsfristen zu be­
achten, wodurch eine längere Auf­
bewahrung sinnvoll sein kann.

 • Erzielen Steuerpflichtige aus 
Überschusseinkünften (z.B. nicht­
selbstständige Arbeit, Kapitalein­
künfte, Vermietung und Verpach­
tung) positive Einkünfte von mehr 
als 500.000 EUR im Jahr, besteht 
eine besondere Aufbewahrungsvor­
schrift. Danach sind die Aufzeich­
nungen und Unterlagen über die 
den Einkünften zugrunde liegenden 
Einnahmen und Werbungskosten 
sechs Jahre aufzubewahren.

Quelle | Bund der Steuerzahler Hessen e.V. 
vom 28.12.2015 „Zum Jahreswechsel Platz im 
Aktenschrank schaffen“

Für Vermieter

Abschreibungen  
auch bei mittelbarer  
Grundstücksschenkung?

| Nach einer aktuellen Entscheidung 
des Finanzgerichts Niedersachsen kön­
nen Kinder, die von ihren Eltern Geld 
geschenkt bekommen, um damit eine 
konkrete Mietimmobilie zu kaufen, die 
Gebäudeabschreibung als Werbungs­
kosten bei den Einkünften aus Vermie­
tung und Verpachtung geltend machen. 
Endgültig entschieden ist diese Frage 
allerdings noch nicht, da die Finanzver­
waltung Revision beim Bundesfinanz­
hof eingelegt hat. |

Hintergrund: Eine mittelbare Grund-
stücksschenkung ist anzunehmen, 
wenn der Schenker dem Beschenkten 
Geld zur Verfügung stellt, mit der Aufla­
ge, eine bestimmte Immobilie zu erwer­
ben. Kann der Beschenkte nicht über 
das Geld, sondern erst über das damit 
erworbene Grundstück verfügen, ist Ge-
genstand der Schenkung das Grund-
stück.

Die Finanzverwaltung gewährt Be­
schenkten in diesen Fällen keine Ge-
bäudeabschreibung. Der Grund: Der 
Beschenkte hatte zum einen keine eige­
nen Anschaffungskosten. Und auch die 
Abschreibungs-Vorschrift bei einem 
unentgeltlichen Erwerb (§ 11d Ein­
kommensteuer­Durchführungsverord­
nung (EStDV)), wonach der Beschenkte 
die Abschreibungen des Rechtsvorgän­
gers (Schenkers) fortsetzen kann, greift 
nicht, weil der Schenker zu keiner Zeit 
über das Grundstück verfügen konnte.

Das Finanzgericht Niedersachsen sieht 
Letzteres anders: Bei einer mittelbaren 
Grundstücksschenkung ist der Schen­
ker zumindest für eine juristische Se-
kunde wirtschaftlicher Eigentümer der 
Immobilie geworden, um sie dann zu 
übertragen. Die Abschreibungen richten 
sich nach den fortgeführten Anschaf-
fungskosten des Schenkers als Rechts-
vorgänger. Dass der Schenker tatsäch­
lich keine Abschreibungen geltend ge­
macht hat, die der Beschenkte fortfüh­
ren kann, ist unerheblich. Denn die Re­
gelungen in § 11d EStDV knüpfen nur an 
die Berechtigung des Rechtsnachfolgers 
zum Abzug der Abschreibungen an.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
17.3.2015, Az. 13 K 156/13, Rev. BFH Az. IX R 
26/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 145942

Für Arbeitgeber

Ist die Entscheidung zur Pauschalversteuerung  
von Sachzuwendungen widerrufbar?

| Unternehmen können die Einkommensteuer auf Sachzuwendungen an Ge­
schäftsfreunde und Arbeitnehmer mit einem Steuersatz von pauschal 30 % (zuzüg­
lich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) für den Zuwendungsempfänger über­
nehmen (§ 37b Einkommensteuergesetz (EStG)). Derzeit ist strittig, ob eine 
ausgeübte Pauschalversteuerung auch widerrufen werden kann. |

Nach Verwaltungsmeinung kann die 
Pauschalversteuerung nicht zurückge­
nommen werden. Anderer Ansicht ist 
das Finanzgericht Niedersachsen: Das 
Wahlrecht ist grundsätzlich bis zum Ein-
tritt der Bestandskraft auszuüben und 
die Entscheidung bis zu diesem Zeit­
punkt widerruflich. Ohne gesetzliche 
Grundlage sind keine Gründe ersicht­
lich, dem Zuwendenden diese Rechte 
abzusprechen bzw. einzuschränken.

Beachten Sie | Da gegen die Entschei­
dung des Finanzgerichts Niedersach­
sen die Revision anhängig ist, können 
geeignete Fälle über einen Einspruch 
vorerst offengehalten werden.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
24.9.2015, Az. 14 K 10273/11, Rev. BFH Az. VI R 
54/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 146006; 
BMF-Schreiben vom 19.5.2015, Az. IV C 6 - 
S 2297-b/14/10001, unter II. 1, Rn. 4

Für Arbeitgeber

Gesetzliche Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes  
auf zwölf Monate verlängert

| Die gesetzliche Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes wurde zum 1.1.2016 von 
sechs auf zwölf Monate verlängert. |

Damit wurde die Praxis der vergange­
nen Jahre, die Bezugsdauer – bis auf 
wenige Ausnahmen – regelmäßig durch 
Rechtsverordnung des Bundesministe­
riums für Arbeit und Soziales auf min­
destens zwölf Monate zu verlängern, 

nun dauerhaft im Gesetz nachvollzogen. 

Quelle | BMAS, Mitteilung vom 17.12.2015 „Das 
ändert sich im neuen Jahr“; Gesetz zur Ände-
rung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
und weiterer Vorschriften vom 21.12.2015, BGBl I, 
S. 2557
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Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche Belastungen: Zumutbare  
Belastung bei Krankheitskosten verfassungsgemäß

| Der Ansatz einer zumutbaren Belastung bei der steuerlichen Berücksichtigung 
von Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastungen ist nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs verfassungsgemäß. |

Hintergrund

Beiträge für eine (Basis­)Krankenversi­
cherung sind ohne Beschränkungen als 
Sonderausgaben abzugsfähig. Darun­
ter fallen jedoch nur solche Ausgaben, 
die zumindest im Zusammenhang mit 
der Erlangung des Versicherungs-
schutzes stehen. 

Ist dies nicht der Fall, können Krank­
heitskosten grundsätzlich als außerge-
wöhnliche Belastungen in der Steuer­
erklärung geltend gemacht werden. 
Darunter fallen z.B. Aufwendungen für 
Zahnreinigung und Zweibettzimmerzu­
schläge sowie Aufwendungen für Zu­
zahlungen für Medikamente, die von 
den Krankenversicherungen nicht über­
nommen wurden. Das Problem: außer­
gewöhnliche Belastungen wirken sich 
nur dann steuermindernd aus, wenn die 
zumutbare Belastung (abhängig vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte, Familien­
stand und Zahl der Kinder) überschrit­
ten wurde. Strittig war nun, ab dies auch 
für Krankheitskosten gilt.

Ansicht des Bundesfinanzhofs

In den vom Bundesfinanzhof entschie­
denen Streitfällen argumentierten die 
Steuerpflichtigen, dass ihre Krankheits­
kosten von Verfassung wegen ohne Be­
rücksichtigung einer zumutbaren Be­
lastung abzuziehen seien. Denn das 
Bundesverfassungsgericht habe ent­
schieden, dass Krankenversicherungs­

beiträge Teil des einkommensteuer­
rechtlich zu verschonenden Existenz-
minimums seien. Dies müsse jedenfalls 
auch für Praxis­ und Rezeptgebühren 
gelten. Diese Ansicht teilte der Bundes­
finanzhof jedoch nicht.

Es ist verfassungsrechtlich nicht gebo­
ten, bei Krankheitskosten (einschließ­
lich der Praxis­ und Rezeptgebühren) 
auf den Ansatz der zumutbaren Belas­
tung zu verzichten. Denn zum verfas­
sungsrechtlich zu achtenden Existenz­
minimum, das sich grundsätzlich nach 
dem im Sozialhilferecht niedergelegten 
Leistungsniveau richtet, gehören solche 
Zuzahlungen nicht, weil auch Sozialhilfe-
empfänger solche zu leisten haben.

Beachten Sie | Eine Zuzahlung mag 
zwar dann nicht mehr zumutbar sein, 
wenn dadurch in das verfassungsrecht-
lich gesicherte Existenzminimum ein-
gegriffen werden sollte. Das war in den 
Streitfällen angesichts der Einkünfte 
der Steuerpflichtigen und deren Auf­
wendungen von 143 EUR und 170 EUR 
aber nicht der Fall. Somit konnte der 
Bundesfinanzhof offenlassen, ob etwas 
anderes gilt, wenn der Steuerpflichtige 
Zuzahlungen leisten muss und dadurch 
das zu versteuernde Einkommen den 
Grundfreibetrag (8.652 EUR in 2016) 
unterschreitet.

Quelle | BFH-Urteil vom 2.9.2015, Az. VI R 
33/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182782; 
BFH-Urteil vom 2.9.2015, Az. VI R 32/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 182808

Für Unternehmer

Betriebsausgaben  
bei Dreiecksfahrten

| Die Abzugsbeschränkung durch die 
Entfernungspauschale gilt für Fahrten 
zwischen Wohnung und Betriebsstätte 
auch dann, wenn die jeweilige Hin­ oder 
Rückfahrt durch ein Dienstgeschäft (z.B. 
einen Kundenbesuch) unterbrochen 
wird, als Ziel und Zweck der Fahrt aber 
das Erreichen der Wohnung oder der 
Betriebsstätte im Vordergrund steht, so 
der Bundesfinanzhof. |

Wird im Rahmen von Fahrten zwischen 
Wohnung und Betriebsstätte die jeweils 
am selben Tag durchgeführte Hin­ oder 
Rückfahrt durch einen Kundenbesuch 
unterbrochen, gilt Folgendes: Nur die 
weitere Fahrstrecke zu dem jeweils auf­
gesuchten Kunden, die über die bei der 
Entfernungspauschale berücksichtigte 
Entfernung  zwischen Wohnung und ers­
ter Betriebsstätte hinausgeht, ist allein 
durch das Dienstgeschäft veranlasst. 
Deshalb sind auch nur die auf diese 
Strecke entfallenden Mehrkosten nach 
Reisekostengrundsätzen abziehbar.

Quelle | BFH-Urteil vom 19.5.2015, Az. VIII R 
12/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180737

Für Arbeitgeber

ELStAM-Hotline wurde Ende 2015 eingestellt

| Die ELStAM-Hotline (ELStAM = Elektronische LohnSteuerAbzugsMerkmale) 
wurde zum 31.12.2015 eingestellt. Nach dem Schreiben des Bundesfinanzministe­
riums stehen für die Beantwortung allgemeiner Anfragen zu ELStAM ab 2016 die 
zuständigen Finanzämter zur Verfügung. In einigen Bundesländern gibt es zusätz­
liche Ansprechpartner. |

Beachten Sie | Die Anlage des Schrei­
bens enthält eine Übersicht über die zu-
sätzlich erreichbaren Ansprechpartner 
der Länder unter Angabe der Rufnum­

mer sowie der Erreichbarkeitszeiten. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 11.11.2015, Az. IV 
A 7 - O 2353/14/10005 :003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146122

Für Unternehmer

Vorsteuerabzug:  
Anforderungen an  
die Rechnungsanschrift

| Nach Ansicht des Finanzgerichts Köln 
ist der Vorsteuerabzug auch aus Rech­
nungen möglich, die eine Anschrift aus­
weisen, unter der keine geschäftlichen 
bzw. zumindest keine büromäßigen Ak-
tivitäten stattfinden. Infolge der techni­
schen Entwicklung und der Änderung 
von Geschäftsgebaren sei die Anforde­
rung der bisherigen Rechtsprechung an 
die Anschrift, dass dort geschäftliche Ak­
tivitäten stattfinden müssen, überholt. |

Ob der Bundesfinanzhof diese Ansicht in 
der Revision teilen wird, ist zu bezwei­
feln. Denn erst kürzlich hatte er ent­
schieden, dass der leistende Unterneh­
mer unter der angegebenen Anschrift 
geschäftliche Aktivitäten entfalten muss 
und ein „Briefkastensitz“ mit nur postali­
scher Erreichbarkeit nicht ausreicht.

Quelle | FG Köln, Urteil vom 28.4.2015, Az. 10 
K 3803/13, Rev. BFH Az. V R 25/15, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 145334; BFH-Urteil vom 
22.7.2015, Az. V R 23/14
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma­
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für GmbH­Gesellschafter

Keine Schenkungsteuer 
bei verdeckter  
Gewinnausschüttung

| Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
in Form von überhöhten Mietzahlun­
gen ist keine Schenkung. So lautet 
eine Entscheidung des Finanzgerichts 
Münster. |

◼◼ Sachverhalt

Der Geschäftsführer einer GmbH, de­
ren Alleingesellschafterin seine Ehe­
frau ist, vermietete ein Grundstück 
und verschiedene Maschinen an die 
GmbH zu einem überhöhten Miet­
preis. Dies führte zum Ansatz von ver­
deckten Gewinnausschüttungen. 

Das Finanzamt nahm in Höhe der ver­
deckten Gewinnausschüttungen zu­
dem freigiebige Zuwendungen der 
GmbH an den Geschäftsführer an und 
setzte Schenkungsteuer fest. Hierge­
gen wandte er sich mit dem Argument, 
dass eine steuerliche Doppelbelastung 
vorliege. Die Klage vor dem Finanzge­
richt Münster hatte Erfolg.

Das Finanzgericht führte aus, dass die 
Schenkungsteuer nur freigiebige Zu-
wendungen erfasst, nicht hingegen 
Vermögensvorteile, die durch eine Er­
werbshandlung am Markt erzielt wer­
den und deshalb der Einkommensteuer 
unterliegen. Die Mietzahlungen stellten 
jedoch beim Kläger in voller Höhe Ein­
künfte aus Vermietung und Verpach­
tung dar. Da hierauf Einkommensteuer 
anfällt, dürfen die Beträge nicht der 
Schenkungsteuer unterworfen werden.

Beachten Sie | Da gegen diese Ent­
scheidung des Finanzgerichts Münster 
bereits die Revision anhängig ist, kön­
nen geeignete Fälle mit einem Ein­
spruch offengehalten werden.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 22.10.2015, 
Az. 3 K 986/13 Erb, Rev. BFH Az. II R 54/15, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 146095

Für Arbeitgeber

Mahlzeitengestellung: Übergangsregel für  
Großbuchstabe „M“ um zwei Jahre verlängert

| Bei üblichen Mahlzeitengestellungen während der Auswärtstätigkeit oder der 
doppelten Haushaltsführung muss im Lohnkonto grundsätzlich der Großbuch-
stabe „M“ aufgezeichnet und in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung 
ausgewiesen werden. Sofern das Betriebsstätten­Finanzamt für die steuerfrei ge­
zahlten Vergütungen eine andere Aufzeichnung als im Lohnkonto zugelassen hat, 
ist eine Bescheinigung des Großbuchstabens „M“ für 2014 und 2015 nicht erforder­
lich. Diese Übergangsregelung wurde nun bis zum 31.12.2017 verlängert. |

Die Wirtschaftsverbände hatten sich 
im Interesse der Arbeitgeber für eine 
Abschaffung dieser Aufzeichnungsver­
pflichtung eingesetzt. Die nun verlän­
gerte Übergangsregelung kann dem­

zufolge zumindest als Teilerfolg ge­
wertet werden.
Quelle | BMF-Schreiben vom 30.7.2015, Az. IV 
C 5 - S 2378/15/10001, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 145088

Für Arbeitnehmer

Merkblatt zur optimalen Steuerklassenwahl 2016

| Das Bundesfinanzministerium hat ein Merkblatt zur (optimalen) Steuerklassen-
wahl für das Jahr 2016 bei Ehegatten oder Lebenspartnern, die beide Arbeitneh­
mer sind, veröffentlicht. |

Hintergrund: Ehegatten oder Le­
benspartner, die beide unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, nicht dauernd ge­
trennt leben und beide Arbeitslohn be­
ziehen, können die Steuerklassenkom-
bination IV/IV oder III/V wählen. Darü­
ber hinaus besteht die Möglichkeit, sich 
für die Steuerklassenkombination IV/IV 
mit Faktor zu entscheiden.

Die in der Anlage des Merkblatts auf­
geführten Tabellen sollen die Wahl der 
für den Lohnsteuerabzug günstigsten 
Steuerklassenkombination erleichtern. 

Die Tabellen­Angaben sind aber nur ge­
nau, wenn die Monatslöhne über das 
ganze Jahr konstant bleiben. Des Wei­
teren besagt die im Laufe des Jahres 
einbehaltene Lohnsteuer noch nichts 
über die Höhe der Jahressteuerschuld.

Beachten Sie | Das Merkblatt kann 
unter www.iww.de/sl1738 herunterge­
laden werden. 

Quelle | BMF vom 11.11.2015 „Merkblatt zur 
Steuerklassenwahl für das Jahr 2016 bei Ehe-
gatten oder Lebenspartnern, die beide Arbeit-
nehmer sind“

Für Kapitalanleger

Weltweiter Austausch von Kontoinformationen 

| Bereits im Oktober 2014 hatten sich mehr als 50 Staaten zum automatischen 
Austausch von Konto-Informationen verpflichtet, wobei dieser ab Herbst 2017 er­
folgen soll. Mit dem nun im Bundesgesetzblatt verkündeten Gesetz wurde diese Ver­
pflichtung in nationales Recht überführt. |

Der automatische Austausch erleich­
tert es den Finanzbehörden, Informati­
onen über Konten aus dem Ausland zu 
erhalten. Es sollen insbesondere fol-
gende Daten ausgetauscht werden:

 • Name, Anschrift, Steueridentifika­
tionsnummer sowie Geburtsdaten 
und ­ort jeder meldepflichtigen 
Person,

 • Kontonummer,

 • Jahresendsalden der Finanzkon­
ten und

 • gutgeschriebene Kapitalerträge 
(einschließlich Einlösungsbeträge 
und Veräußerungserlöse).

Quelle | Bundesregierung, Mitteilung vom 
18.12.2015 „Weltweiter Informationsaus-
tausch“; Gesetz zum automatischen Aus-
tausch von Informationen über Finanzkonten 
in Steuersachsen und zur Änderung weiterer 
Gesetze vom 21.12.2015, BGBl I, S. 2531


